
die des ehemaligen Reichsgerichts für die weitere Ent­
wicklung und die rechtliche »Beurteilung ,des Teil­
zahlungswesens in Deutschland bis 1945 und auch heute 
wieder in Westdeutschland von großer Bedeutung ge­
wesen ist.

Viele Probleme, die heute bei uns durch den neu- 
eingeführten Teilzahlungshandel entstehen, hat es 
früher, vor und nach Erlaß des AbzG, schon einmal in 
ähnlicher Weise gegeben. Das darf uns aber nicht dazu 
verleiten, Entscheidungen früherer Gerichte und Mei­
nungen bürgerlicher Rechtslehrer und Ökonomen zu 
dieser oder jener das Teilzahlungswesen betreffenden 
Frage kritiklos zu übernehmen. Unsere Zivilrechts- 
wissenschaftl'er und Handelsfunktionäre haben viel­
mehr die wichtige Aufgabe, alle diese Fragen und Pro­
bleme unter dem Gesichtspunkt veränderter ökonomi­
scher und sozialer Verhältnisse und von der Funktion 
des Teilzahlungshandels in unserer Ordnung ausgehend 
neu zu durchdenken und auf neue Art zu lösen. Mit 
dem vorliegenden Artikel soll der Anfang einer solchen 
Arbeit gemacht werden.

I
Die demokratische Presse nimmt häufig zu dem 

immer umfangreicher werdenden Abzahlungshandel in 
Westdeutschland und zu seinen negativen Auswirkun­
gen auf die Lage der werktätigen Bevölkerung Stel­
lung. Wenn die Frage geklärt werden soll, warum in 
der Deutschen Demokratischen Republik nunmehr eine 
ähnliche Form des Abzahlungshandels eingeführt wor­
den ist, so muß zunächst darauf hingewiesen werden, 
daß wir uns nicht gegen das Abzahlungsgeschäft 
schlechthin wenden, sondern gegen seine Funktion in 
Westdeutschland, gegen die damit verbundenen Ge­
schäftspraktiken, gegen seine Auswirkungen auf die 
Lage der Arbeiterklasse in Westdeutschland2). Die 
ökonomischen und politischen Verhältnisse in der DDR 
sowie die leitende und kontrollierende Tätigkeit der 
Finanzorgane der Republik gewährleisten, daß bei uns 
der Teilzahlungshandel nicht zu einer Ausplünderung 
der Werktätigen und damit zu einer Massenverschul­
dung führen kann.

Die Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik hat sich verhältnismäßig kontinuierlich ent­
wickelt, wobei allerdings die Schwierigkeiten, die sich 
aus der nationalen und internationalen Situation 
Deutschlands ergeben, nicht übersehen werden dür­
fen. Die Planung trägt den ökonomischen Gesetzmäßig­
keiten weitgehend Rechnung. Die Kaufkraft der Be­
völkerung reicht nicht nur aus, um den Einkauf der 
Mittel zum allgemeinen Lebensunterhalt zu ermög­
lichen, sondern wird durch diese zur Reproduktion 
erforderlichen Ausgaben nicht voll erschöpft. Aller­
dings ist die Kaufkraft in der DDR — immer im 
Durchschnitt gesehen — noch nicht so hoch, daß sich 
die Konsumenten jederzeit und sofort höher- und 
hochwertige Industrieerzeugnisse bei Barzahlung an- 
schaffen können. Die durch den Alltagskonsum nicht 
abgeschöpften Mittel der Bevölkerung sollten normaler­
weise gespart werden. Das geschieht auch in zu­
nehmendem Maße (allgemeines und Zwecksparen), je­
doch werden dadurch nicht alle freien Mittel auf­
genommen. Veranlaßt durch schlechte Erfahrungen der 
kapitalistischen Epoche — zwei Weltkriege, Inflation —, 
ist ein Teil der Bevölkerung beim allgemeinen Sparen 
noch immer etwas zurückhaltend. Was geschieht nun 
mit den nicht gesparten freien Mitteln? Auch sie wer­
den zum großen Teil für den Einkauf von Lebens- und 
Genußmitteln verwendet, und zwar zum Einkauf 
solcher Lebensmittel, die nicht unbedingt für den täg­
lichen Lebensunterhalt benötigt werden. Demzufolge 
ist der Verbrauch an bestimmten Lebens- und Genuß­
mitteln in der Deutschen Demokratischen Republik 
höher als in vielen anderen Ländern. Der so erreichte 
relativ hohe Verbrauchsindex ist daher nur zu einem 
Teil Ausdruck eines hohen Lebensstandards — zum 
Teil ist er ein Zeichen dafür, daß die Realisierung der 
„überflüssigen“ Kaufkraft der Bevölkerung (freie Mit­
tel) in eine vom Standpunkt der Gesamtwirtschaft 
nicht besonders erwünschte Richtung tendiert. Die DDR 
ist in erster Linie kein Lebensmittel- und Genußmittel­
produzent, sondern ein Produzent hochwertiger 
Industrieerzeugnisse. Export und Import sollten
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normalerweise diese Situation ausgleichen. Bekanntlich 
ist es jedoch nicht immer möglich, unsere Exportgüter 
gegen die für uns günstigen und notwendigen Lebens­
mittelimporte einzutauschen, was auf die amerikanische 
Embargopolitik zurückzuführen ist. Deshalb müssen 
wir heute noch, um die gewünschten Lebensmittel ein­
führen zu können, für unsere Wirtschaft wertvolle 
Devisen ausgeben. Zweifellos werden diese Schwierig­
keiten mit dem weiteren Ausbau unserer Außen­
handelsbeziehungen geringer werden — aber zur Zeit 
bestehen sie noch. Im Binnenhandel besteht das Pro­
blem daher darin, die Proportion zwischen dem Kauf 
von Lebensmitteln und dem Kauf von Industriewaren 
zu verändern. Es geht also darum, daß eine andere 
Verwendung für die freien Mittel der Bevölkerung ge­
funden und damit gleichzeitig verhindert wird, daß bei 
uns hochwertige Industrieerzeugnisse zu Überplan­
beständen werden, d. h. große Mengen von Umlauf­
mitteln „einfrieren“.

Um einen besonderen Anreiz für das Sparen freier 
Mittel zu schaffen, wurde im Oktober 1953 das Möbel­
zwecksparen auch auf andere Industrieerzeugnisse aus­
gedehnt und gleichzeitig mit einer Darlehnsgewährung 
verbunden. Das mit dem System der Zweckspar- und 
Darlehnsverträge erreichte Ergebnis konnte und kann 
aber nicht in allem befriedigen. Das liegt zum großen 
Teil an den mit dieser Teilzahlungsart verbundenen 
Bedingungen. Bekanntlich müssen 25 Prozent der 
Kaufsumme innerhalb von drei Monaten gespart wer­
den. Erst dann darf ein Kredit gegeben werden, der im 
Höchstfälle 2000 DM beträgt. Nicht alle Erzeugnisse 
unserer Industrie schlechthin, sondern nur diejenigen, 
die in einer vom Ministerium der Finanzen bestätigten 
Liste aufgeführt sind, können auf diese Weise erworben 
werden. So können z. B. Staubsauger, Teppiche, Emp­
fangsgeräte aller Art nur dann auf Teilzahlung gekauft 
werden, wenn der Wert des einzelnen Gegenstandes 
300 DM, bei Fotoapparaten sogar 500 DM übersteigt.

Das am 1. Oktober 1956 eingeführte Teilzahlungs­
system soll nun helfen, die bereits erwähnte Pro­
portion weiter zu verändern und die Bevölkerung auf 
den Kauf von Industrieerzeugnissen hinzulenken. Das 
Teilzahlungsgeschäft neuer Art bietet gegenüber den 
Zweckspar- und Darlehnsverträgen vom Oktober 1953 
eine ganze Reihe von Vorteilen. So z. B. können Staub­
sauger, Empfangsgeräte, Fotoapparate, Teppiche usw. 
auch dann im Abzahlungsgeschäft erworben werden, 
wenn der einzelne Gegenstand nur 100 DM wert ist. 
Weitere Vorteile bestehen darin, daß die Anzahlung 

"in Form der ersten Monatsrate vielfach niedriger als 
25 Prozent ist, daß keine Ansparzeit notwendig ist 
und daß ein Gesamtkredit bis zu 3000 DM ausgegeben 
werden kann.

Dank dieser neuen Maßnahmen wird der Teil­
zahlungshandel in der DDR zu einem wirksamen Mit­
tel, Produktion und Konsumtion mehr in Übereinstim­
mung zu bringen, was allerdings nicht bedeuten soll 
und kann, daß die Produktion einseitig die Konsumtion 
bestimmt. Diese Bedarfslenkung bewirkt keine 
Schlechterstellung für die Bevölkerung; sie bedeutet 
vielmehr, daß eine andere, in der Regel weit wirkungs­
vollere Art der Befriedigung der Bedürfnisse mehr in 
den Vordergrund gestellt wird. Gleichzeitig wird durch 
eine Reihe wirkungsvoller Maßnahmen unseres Staates 
verhindert, daß der Teilzahlungshandel zu einer un­
erwünschten Verschuldung der Bevölkerung und damit 
zu Störungen im Wirtschaftsablauf der Republik führt. 
Bei allen Vorteilen, die das Abzahlungsgeschäft bietet, 
darf doch nicht außer acht gelassen werden, daß dabei 
der einzelne Käufer im voraus über sein Einkommen 
verfügt. Die Krisenfestigkeit unserer geplanten Wirt­
schaft bietet genügend Gewähr dafür, daß aus dieser 
Vorwegnahme künftiger Kaufkraft für die Volkswirt­
schaft im allgemeinen und den einzelnen am Teil­
zahlungsgeschäft beteiligten Bürger im besonderen 
keine Gefährdung entsteht. Darüber hinaus sind beim 
Vertragsabschluß eine Reihe von Voraussetzungen zu 
erfüllen und Bedingungen zu beachten, die allesamt 
den Zweck haben, die Bürger vor übereilten oder 
künftiges Einkommen schwer belastenden Käufen zu 
schützen. So darf jeder gleichzeitig nur einen Teil­
zahlungsvertrag abschließen, auf Grund dessen jedoch 
mehrere Gegenstände gekauft werden können. Der 
Gesamtkreditbetrag darf dabei grundsätzlich nicht
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